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Aus dem Regen in die Traufe. 


L. Mit Sehnsucht und immer von neuem wiederholten 
Vorstellungen bei der Regierung hat die gesamte Wirtschaft 
Polens auf die Reform der schadlichsten aller Steuern, der 
Gewerbesteuer, gewartet, Nun endlich, nach jahrelangem 
vergeblichen Warten, ist der Augenblick herangekommen. 
Die Regierung hat sich, wie offiziell bekanntgegeben wird, 
zu einem Abbau der Umsatzsteuer entschlossen und den 


entsprechenden Plan auch bereits dem Sejm vorgelegt. Man 
emn 


sollte meinen, daß dieser Schritt im ganzen Lande 
freudiges Echo hervorrufen müßte, daß ein erlö 
Aufatmen durch die so schwer leidende Wirt 
würde. Aber wohin wir blicken, das Gegenteil ist der Fall: 
statt der Freude finden wir überall Enttauschung, 
Hoffnungslosiekeit, die nur allzusehr geeignet ist, die ohne- 
hin schon so tribe Stimmung unserer Handwerker und Kaut- 
leute zur Verzweiflung zu machen. Wie ist das möglich? 

Schuld daran sind einmal die Steuererhöhungen nnd die 
verschiedenen neuen Steuern, von denen uns fast jeden Tag 
die Zeitungen berichten. Nicht weniger Schuld ist aber auch 
das neue Gewerbesteuergesetz selbst, das nunmehr, da. 
es schwarz auf weiß vor uns liegt, ganz anders aussieht,.als 
wir es uns nach den Ankündigungen der Regierung vorgestellt 
hatten. 

Vorsichtige Gemüter hatten es schon vorher deutlich 
genug ausgesprochen, daß sie in einem Augenblick, in dem 
der Staat krampfhaft nach neuen Einnahmequellen zum 
Ausgleich seines schwankenden Haushaltes sucht, an die 
frohe Botschaft eines Abbaus der Umsatzsteuer 
nicht glauben konnten. Die Tatsachen haben ihnen in vollem 
Umfange recht gegeben. Zwar wird in dem Regierungsprojekt 
tatsachlich eine Reihe von Herabsetzungen vorgesehen, 
aber einmal sollen diese erst in langeren Zeitab- 
standen in Kraft treten, zweitens steht ihnen eine ganze 


Anzahl von Harten und Verscharfungen ent- 
gegen, die das wenige Gute, das das Projekt tatsächlich 
bringt, großenteils wieder zunichtemachen, 

Über die einzelnen Bestimmungen der Reform haben 
wir bereits in den zwei letzten Nummern unserer Zeitschrift 
berichtet. Die heutige Nummer enthalt eine ausführliche 
Darstellung der bevorstehenden Änderungen, die jedem 
Leser Gelegenheit gibt, sich über sie selbst ein Bild zu machen. 
Hier soll nur auf einige Tatsachen hingewiesen werden, die 
Handel, Gewerbe und Handwerk besonders schwer belasten. 

Was an dem neuen Gesetz zuerst auffallt, ist der Um- 
stand, daß alle Ermaßigungen und Erleichterungen von der 
Führung ordentlicher Handelsbücher ab- 
hangig gemacht werden. Alle Unternehmen, die ein Ge- 
werbepatent der zweiten, dritten und vierten Kategorie 
lösen, werden nur dann den herabgesetzten Satz zu entrichten 
brauchen, wenn sie ordnungsmaßige Handelsbücher führen. 
Diese Gruppe, die den größeren Teil der Steuerzahler um- 
faßt (Kat. II — 28000, Kat. III — 221 000, Kat. IV — 
177 000 Unternehmen), wird nach wie vor den Satz von 2% 
plus 0,5% Kommunalsteuer, plus 0,2% Zuschlag, zusammen 
2,7%, zahlen müssen, wenn keine ordnungsmaßigen Handels- 
bücher in dem Sinne, wie die Steuerbehorde sie verlangt, 
vorgelegt werden können. Diese Bestimmung erfaßt in 
gleicher Weise alle Aufkaufunternehmen, ferner die Ex- 
porteure von Halb- und Fertigfabrikaten sowie samtliche 
Kommissionsunternehmen. Bei den Expor- 
teuren wird auch die Befreiung von der Pflicht zur Lösung 
eines Handelspatentes von der Vorlegung einer ordnungs- 
maßigen Buchführung abhängig gemacht. Welche Er- 
schwerungen hierdurch verursacht werden, ist einleuchtend. 
Gerade den kleineren Kaufleuten und Handwerkern, die 
ja die große Mehrzahl der Steuerzahler umfassen, wird die 
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Bekanntmachung. 


Von Montag, den 16, November 193], ab befinden sich unsere Buroraume nicht mehr in der ulica 


Skosna, sondern in der 


ul. Zwierzyniecka (früher Tiergartenstrasse) Nr. 8, I. Stock. 


Sämtliche für uns bestimmten Zusendungen bitten wir von diesem Zeitpunkt an nur noch an die neue 


Adresse zu richten, 


Verband für Handel und Gewerbe t. z, Posen. 


„Merkator“ sp. z ogr- adp. 
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Anlegung von Handelsbüchern große Schwierigkeiten be- 
reiten, vor allem deshalb, weil in den Bestimmungen aus- 
drücklich von „ordnungsmaßiger‘ Buchführung die Rede 
ist. Als „ordnungsmaßig" erkennt die Steuerbehörde aber 
nicht mehr jede Buchführung an, selbst wenn dieselbe 
samtliche getatigten Umsatze enthalt. Die sog. „Umsatz- 
bücher“, die bisher von Handwerkern und kleineren Kauf- 
leuten meistens ausschließlich geführt wurden, werden nur 
noch als „Notizen“ (zapiski) berücksichtigt, und zwar in 
der Weise, daß die Steuerbehörde sie als Unterlage für die 
Veranlagung zwar gelten lassen kann, aber nicht da- 
zu verpflichtet ist, Als ausreichend gilt nur noch 
eine Buchfuhrung, die außer den getatigten Umsatzen eine 
Übersicht über die Aktiva und Passiva des Unternehmens 
ermöglicht und neben der Bilanz auch eine genaue Ge- 
winn-und Verlustrechnung enthalt. Es ist schwer 
zu sagen, wo der Handwerker, der mit wenigen Hilfskraften 
in seiner Werkstatt arbeitet, Zeit und Kenntnisse für eine 
solche Buchführung hernehmen soll. Ebenso schwer wird 
es für den Aufkaufer sein, sich die notwendigen Belege für 
seine Buchführung zu beschaffen, besonders wenn er seinen 
Handel im Umherziehen betreibt. Hier steht also das Ge- 
setz in einem schweren Gegensatz zu der Praxis des Ge- 
schaftslebens, der deutlich beweist, daß auch diese Reform 
ohne genügende Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Bienen Lebens vomgrünen Tisch aus gemacht 
ist. 


Immerhin wird denjenigen unserer Mitglieder, die in 
ihrem Betrieb noch keine ordnungsmaßige Buchführung 
besitzen, nichts anderes übrig bleiben, alssichmöglichst 
bald eine solche einzurichten, wenn sie nicht der für ihre 
Kategorie vorgesehenen Erleichterungen verlustig gehen 
wollen. Die Verbandsleitung hat seit langem auf die Not- 
wendigkeit, auch in dem kleinsten Unternehmen Handels- 
bücher zu führen, hingewiesen und durch Buchführungs- 

= kurse in den verschiedenen Ortsgruppen allen Mitgliedern 
"Gelegenheit gegeben, sich die hierfür erforderlichen Kennt 
nisse anzueignen, 


Das neue Umsatzsteuergesetz beweist nicht nur, wie 
richtig diese Hinweise waren, es macht darüber hinaus 
die Führung von Handelsbüchern zu einer Lebens- 
frage für jedes Unternehmen, sei es nun kaufmännischer 
oder handwerklicher Art. Den hierdurch geschaffenen Er- 

= fordernissen Rechnung tragend, wird der Verband in den 
kommenden Monaten in den Ortsgruppen, wo das Be- 
dürfnis danach besteht, weitere Buchfuhrungskurse ab- 
halten und ist auch bereit, jedem einzelnen Mitglied bei der 
Einrichtung einer Buchführung mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen, damit dieselbe den Anforderungen der 
= Steuerbehörde entspricht. 


Gerade das Handwerk kommt bei der Reform am 
allerschlechtesten weg. Zwar entspricht die vorgesehene 
Pauschalisierung der Umsatzsteuer einem Ver- 
langen, das aus seinen Reihen schon seit langem gestellt 
wurde, dach muß erst abgewartet werden, wie sie sich in 

der Praxis auswirkt. Aller Voraussicht nach wird die Fest- 
setzung des Pauschalbetrages der Ausgangspunkt vieler 
Streitigkeiten sein, vor allem schon deshalb, weil sie nach 
dem Projekt für mehrere Jahre im voraus erfolgen soll, was 
bei Veranderungen der Konjunktur oder des Geschaftsganges 
zu mannigfachen Mißhelligkeiten Anlaß geben kann. 
Schwerwiegender als diese Befürchtungen ist die Tatsache, 
= daß das Gesetz eine große Anzahl von Handwerksunter- 
nehmen, die bisher von der Lösung eines Gewerbepatentes 
befreit waren und nur eine Handwerks-(Registrier-)karte 
zu lösen brauchten, zum Auskauf eins Gewerbe- 
atentes verpflichtet. Nach dem bisher gültigen Um- 
itzsteuergesetz vom 15. Juli 1925 brauchten Handwerker, 
ie nur mit einer Hilfskraft oder mit zwei Lehrlingen ar- 
iten, kein Patent zu lösen, Neuerdings ist „bei 
_ Beschäftigung von 1—4 Arbeitern sowohl bei der hand- 
_ werksmaßigen Erzeugung als auch im mechanischen Be- 


triebe, schon inbegriffen der Inhaber des Unternehmens 
und seine im Unternehmen beschaitigtenFamilienmitglieder“, 
wie es wörtlich in Art. 33 des Projektes heißt, die Lösung 
eines Gewerbepatentes erforderlich. Diese Harte ist um 
so beklagenswerter, als sie eine wirtschaftliche Schicht trifft, 
die ohnehin durch Einbußen aller Art schon so geschwacht 
ist, daB hier weitgehende Schonung am Platze ware. Leider 
scheint bei den maßgebenden Stellen das Verständnis für 
diese schweren Nöte, die geeignet sind, die Existens eines 
der wichtigsten Erwerbszweige zu vernichten, nicht eben 
sehr groß zu sein. 

Eine weitere, ganz besonders wberflüssige Harte des 
Projektes besteht in der Verschiebung von Be- 
rufszweigen aus einer Steuergruppe in die andere, 

So werden in steuerlicher Hinsicht Waschernäh- und 
Stickereiwerkstatten, sofern sie nicht mit mehr als 4 ange- 
stellten Hiliskraften arbeiten, den Handwerksbetrieben 
gleichgestellt und wie diese verpflichtet. sein, außer der Re- 
gistrierkarte auch ein Gewerbepatent zu lösen. Samtliche 
Handelszweige, die ihre Waren auch nur in geringlügiger 
Weise bearbeiten oder verandern, gelten künftig als Ge- 
werbezweige und werden der fir den Handel vorge- 
sehenen Herabsetzungen nicht teilhaftig werden, sondern 
den vollen Satz in der bisherigen Hohe zahlen müssen. 
Hierzu gehören der ganze Konfektionshandel, sofern er 
Heimarbeiter betrifft, der Textilhandel, sofern er Garn an- 
kauft, der Handel mit Sperrholz, Brettern und Beschlagen, 
sofern diese Artikel zur Verarbeitung an Tischler weiter- 
verkauft werden, der Umtausch von Mehl gegen Getreide 7 
in den Muhlen, also Zweige, die ohnehin mit ungewöhnlich 
hohen Unkosten zu rechnen haben 

Ein Kapitel für sich ist die Einführung der sog. A u s- 
gleichssteuer, mit der die Einfuhr belastet wird. 
Besteuert werden soll nach dem Gesetz die Einfuhr samt- 
licher Waren mit Ausnahme der, die im Lande nicht her- 
gekel: werden, aber. zum Ausbau oder zur Aufrechterhaltung 

fer heimischen Produktion erforderlich sind. Die Anseteichs- 
steuer ist also von allen aus dem Ausland stammenden \ er 
brauchs-, Genuß- und Luxuswaren, ferner von Haushaltungs- 
gegenstanden, Büchern, kunstgewerblichen Erzeugnissen usw. 
zu zahlen, und zwar betragt der Satz einheitlich 3%. 
Wie erheblich die Belastung ist, die der Wirtschaft aus dieser 
neuen Steuer entsteht, geht aus folgender Berechnung her- 
vor: Polens Einfuhr hatte im Jahre 1930 einen Gesamtwert 
von 2.24 Milliarden zł; von den eingeführten Waren wurden 
wertmaßig mindestens zwei Drittel von der neuen Steuer 
erfaßt werden, Rechnet man für das laufende und die kom- 
menden Jahre selbst mit einer starken Verminderung der 
Einfuhr, so ergibt sich nach den bisher für das Jahr 1931 
vorliegenden Einfuhrziffern, daß gegenwartig Waren im 
Werte von mindestens 1,2 Milliarden 7! der Bestencrun; 
unterliegen wurden. Das ergibt bei einem Satze von 3% 
eine Summe von 36 Millionen z] jahrlich, die die Wirtschaft 
aufzubringen hat. Zieht man diese Mehrbelastung in Er- 
wagung, so ergibt sich, daß die Opfer, die der Staat sich durch 
die Herabsetzungen der Umsatzsteuersatze auferlegt, nicht 
so erheblich sind, wie es nach den Erklarungen der Regierung 
scheinen konnte, Die amtlichen Stellen rechnen fur das 
Etatsjahr 1932/33 mit einem Minderertrag von 45 Mill, z, 
für den aber die Ausgleichssteuer zusammen mit den ubrigen 
Steuererhöhungen hinreichenden Ersatz schaffen dürfte, 
Für die weiteren Jahre sind in Verbindung mit den dann in 
Kraft tretenden Ermaßigungen die Ausfalle erheblich höher 
angesetzt: 1933/34 rechnet man mit 99 Millionen, 1934/35 
sogar mit 155 Milfionen Minderertrag, hofft jedoch, dieses 
Minus durch ein erhöhtes Plus aus den anderen Steuern 
wieder wettrnachen zu können. Der leitende Gedanke der 
Regierung ist, den Staatshaushalt nicht zu erschüttern, 
sondern den langsamen Abbau der Umsatzsteuer durch 
erhöhte Einkünfte aus anderen Steuern auszu- 
gleichen. Diesem Zweck soll die etappenweise Durchführung 
der Umsatzsteuerreform dienen. Dieser etappenweise Ab- 
bau aber, der sich bis 1937 hinziehen wird und daher -S 
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ironisch der „Steuer-Fünfjahresplan Polens‘ genannt wird, 
ist ganz zweifellos der schwerste Fehler des ganzen 
Reformplanes. Denn er verschiebt Maßnahmen, die dringend 
und sofort notwendig sind, in eine Zukunft, in die unsere 


Einzelheiten über 


Wir haben bereils in den letzten Nummern unserer Zeitschriit 
„Handel und Gewerbe" berichtet, dass die Regierung eine weit- 
gehende Steuerreforin durchzuführen beabsichtigt. Dass cine Re- 
form unseres sehr mangelhaften Sieuersystems dringend notwendig 
ist, wird jeder zugeben, der das Wirtschaftsleben unseres Landes, 
die Schaden, die die schlechten Steuergeseize und vor allem die 
Anwendung der Steuer; tze hervorrufen, kennt. In der augen- 
blicklichen schweren Krisenzeit, die die Existenz der gesamten 
Kaufmannschafl und des Gewerbes schwer bedroht, wird immer 
wieder von seiten der Wirischaliskreise die Forderung nach einer 
Herabsetzung der zu hohen Sienersatze erhoben: insbesondere wird 
mit Recht ein Abbau der Umsatzsteuer verlangt, die Handel und 
Gewerbe am schwersten belastet. Die Forderung nach einer erheb- 
lichen Ermassigung der Un zsteuer ist um so mehr berechligt, 
wenn man berücksichtigt, dass diese Steuer in anderen Landern, 
mit denen Polen sich im wirtschaftlichen Konkurrenzkampf befindet, 
meistens nicht besteht, oder wonn sie besteht, kommen bel weitem 
niedrigere Steuersatze In Auwendung (in Deutschland 4%), und sie 


KEJ 
wird nicht in einer so rigorosen Form erhoben wie bei uns (in 
Frankreich unterliegen beispielsweise Kreditgeschafte nicht der Um- 
satzsteuer, sondern mur die Bargeldeinnahmen). 


Wie wir schon in der vorletzten Nummer unserer Zeitschrift 
berichtet haben, beabsichtigt die Re i 
steuer jin I 


ufe von 6 Jahren allmalıl! 
So schr wir ‚Sense Tatsache der allmablicheu 
en, müssen wir doch fest- 
eichend ist, der augeublick 
e von Handel und Industrie zu steuern. 

Unter den jetzt wohl vollstandig vorliegenden Stewerrei 
planen der Regierung vermissen wir ferner die mit Recht erwartete 
Amnestic der hohen Steuerrüc ynde. Diese Steverrlickstande wer- 
den also weiterhin auf unserer notleidenden Wirtschait lasten, ohne 
der Regierung irgendeinen Vorteil einzubringen, Die Geset 
Jagen, die die Regierung dem Sejm eingereicht hat, sehe: 
den Ermassigung der Un tenor mr Erhöhungen von E 
Sreucrn, t Einführuug neuer Steuera vor, Erhobt wird die Bin- 
kommmensteuer, die Lokalsteuer und die Outrankesteuern; neu eln- 
gelührt wird eine Elektrizitatssleuer. 

Da infolge der Zusammensetzung der gesetzgehenden Kammern 
alle von der Regierung eingi eichten Gesetzesvorschlage Aussicht 
haben, im Wortlaut der Re vorlage angenommen zu werden, 
gehen wir schou heute auf eine Einzelbesprechung der zu erwarten- 
den Steuergeselze bzw. Novellen zu deu bestehenden Stunergesetzen 
eln. 


Die neue Einkommensteuer. 


Das bisher geltende Einkommenslewergesetz aus dem Jahre 1925 
soll nach zwel Richtungen hiu geandert werden, Diese Aenderungen 
bestehen erstens in einer Erholung der bisher geltendon Steuersatze, 
ferner in der Abanderung einzelner Bestiinmungen des Einkommen: 
sleuergesetzes. 

Die Erhöhung der bisherigen Satzc der Einkommensteuer ist 
In Form eines ausserordentlichen Zuschlages vorgesehen und soll 
augehlich nur für „vorübergeheude Zeit" gelten, um' diç gegenwartig 
dauernd fallenden Budgeteinnahmeu des Staates auszugleichen. Es 
ist aber sehr zweifelhaft, wann und oh dieser vorübergehende Zu- 
schlag zur Einkommensteuer ahgeschafit worden wird, da das Ge- 
setz keincı Termin angibt, sondern bestimint, dass die Entscheidung 
hierüber dem Ministerrat überlassen bleibt und dieser nach rein 
menschlicher Ueherlegung nicht so schnell auf eine zugehilligte Steuer 
verzichten wird. 


Wirtschaft mit sehr trüben Erwartungen blickt. Wenn die 
Entwickelung so weitergeht wie bisher, muß bezweifelt 
werden, ob es im Jahre 1937 überhan pt noch steuer- 
zahlende Unternehmen in Polen geben wird. 


die Steuerreform. 


Mit der Einführung der neuen Erhöhung der Einkommensteuer 
wird der bisherige zehnprozentige Zuschlag zur Einkommensteuer 
abgeschafft. 

Die Erhöhung der Einkommensteuer ist nicht als cigentlicher 
Zuschlag zur veranlagten Steuer geplant, sondern als weitere zu- 
salzliche Besteuerung des veranlagten Einkomurtens, Dieser Zuschlag 
ist für die fundierten Einkommen niedriger als lür die nicht fundierten 
Eiakormen. Die starkere Belastung vor allem der grossen nicht 
fundierten Einkommen (d. h. aus Dieustgehaltern, Teil II des Ein- 
kommensteuergeselzes) wird damit begründet, dass eine varliher- 
gehende höhere Besteuerung derjenigen Personen, die hohe Gehalter 
beziehen, sich nicht in so hohem Masse zum Schaden des Wirt- 
sclaftslebens auswirkt als eine zu hohe Besteuerung fundierter Ein- 
kommen. 

Die Berechnung des Zuschlages zur Einkommensteuer geschieht 
für fundierte Einkommen (Einkoimmen physischer und juristischer 
Personen und nicht angetretener Erbschaften aus Grundbesitz, Ge- 
bauden, Handel und Gewerbe, Kapitalien usw, Teil I des Eınkom- 
mensteuergesetzes) in der Weise, dass zu dem veranlagten Einkom- 
men nach nachstehender Tabelle ein Sonderzuschlag erhoben wird. 
Dieser Sonderzuschlag betragt bei einem Jahreseinkommen; 

von 1500. 3600 zt 0,5% 

» 3600— 1000. 1 % 

n 10000 6000. 2 % 

„ 60.000—160 000 „ 3 

mehr als 160 000 4 

Für nicht fundierte Ei 
Zuschlag zur Einkommensteuer in der 


ben Weise als Sonderstener 
berechnet und betragt bei einem Jahresgehalt: 


‘on 2500— 3600 zł! 0,5% 
w 3600— 10400, 1% 
» 10400— 60000 „n 2 ®% 

60 000— 80000 u, 4% 


„» 80 000—104 000 a% 
„ 104000—144000 „ 5 % 
144 000184 000, „6% 
u 184000200 000, 7 % 
» 200 000—220 000 8% 

220 000—250 000 9 % 


von mehr als 250000 » 10 % 
Diese Erhöhung der Einkommensteuer trilt schon für das Steuer- 


Jahr 1932 in Kraft und muss daher vom Einkommen aus Dienst- 
gebaier schon fur das Gehalt für den Monat Januar bezahlt 
werden. 


Der Zuschlag zur Einkommensteuer wird gemeinsam mil der 
Einkommensteuer selbst veranlagt und bezahlt. 

Au der allgemeinen Erhöhung der Satze der Einkommen- 
steuer sieht die Novelle zum Finkommenstenergesetz die Acnderung 
einiger Bestimmungen des Gesetzes var, durch die einige Mangel 
des bisher geltenden Gesetzes beselligt werden sollen. Diese Aende- 
rungen betrelien die Besteuerung von Einnahmen aus Tantieinen 
(Tantiemensteuer) und die Einkommensteuer von Dienstgehaltern. 

Bei der Tantiemenstexer wird der Begriff Tantieme (Art. 18 
Eink.-St.-G.) sehr betrachtlich erweitert. Bisher unterlagen der Tau- 
tiemensteuer nur die Vergütungen, die an Personen bezahlt wurden, 
die nicht standigen Anteil an der Verwaltung eines Unternehmens 
hatten. Da durch diese Fassung des Gesetzes die Tantiemonsteuer 
in vielen Fallen umgangen worden ist, werden nach der zu erwar- 
tenden Gesetzesnovelle der Tanttemensteuer Tantiernen aller Art, 
also-auch solche, die an Angestellte cines Betriebes gezahlt werden, 
unterliegen. Eine weitere wichtige Aenderung betrifft, wie schon 
erwahut, die Einkommensteuer von Dienstgehaltern, Die Einkom- 
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Die nächste 


bekanntgegeben. 


Beirats-Sitzung 


findet am Montag, dem 30. November d. Js., statt. 
Den Herren Beiratsmitgliedern gehen besondere Einladungen zu. 


Die Tagesordnung wird noch 


mensteuer von Dienstgehaltern wird bekanntlich von den Arbeit- 
gebern veranlagt, bezahlt und den Angestellten vom Gehalt abge- 
zogen, Wenn jemand Gehalter von verschiedenen Arbeitgebern be- 
zieht, so war bisher für die Berechnung des Steuersalzes nicht die 
Gesamthöbe der verschiedenen Gehalter massgebend, sondern der 
Steuersatz war abhangig von der Höhe des einzelnen Gehaltes, das 
die einzelnen Arbeitgeber dem Angestellten zahlten. Da die Steuor- 
satze bei höheren Einkommen, infolge Anwendung der Progrossion, 
bedeutend höher sind, als bei niedrigeren Einkommen, soll nach der 
Novelle zum Einkommensteuergesetz für Personen, die Gehalter von 
mehreren Arbeitgebern beziehen, als Grundlage der Berechnung der 
Einkommensteuer von Diensigehaltern die Gesamtsumme der an sie 
gezahlten Gehalter dienen. In der Praxis soll diese Bestimmung in 
der Weise durchgeführt werden, dass die bisherige Form der Ver- 
anlagung und Entrichtung der Stener durch den Arbeitgeber auf 
Grund der Hohe des Gehaltes bestehen bleibt, und dass der Ange- 
stellte verpilichtet ist, nach Ablauf eines jeden Steuerjahres die Diffe- 
renz, die sich durch die Anwendung der Progression bei der Zu- 
sammoenzahlung verschiedener Gehalter ergibt, selbst zu berechnen 
und in vier Quartalsraten zu bezahlen. 


Der Abbau der Umsatzsteuer, 


Die Umsatzsteuer spielt im polnischen Staatshaushalt eine ganz 
bedeutende Rolle und ist eine der wichtigsten Einnahmequellen des 
Staates; demgegenüber ist die Umsatzsteuer aber für das Wirt- 
schaftsleben uberaus schadlich, zumal bei so hohen Satzen, wie sie 
bei uns in Anwendung sind. Die Notlage der Wirtschaft zwingt die 
Regierung, die Umsatzsteuer abzubauen, und da die Umsatzsteuer 
für den Elatsausgleich eine so wichtige Rolle spielt, sollen die Satze 
der Umsatzsteuer in einzelnen Etappen ermassigt werden, die nach- 
stehend angegeben werden: 

a) Vom 1. Januar 1932 betragt der Umsatzstenersatz: 

1. für den Grosshandel 4%, sofern ordnungsmassige Handels- 
bücher geführt werden; 

2. fur Bücherverlage, die im Inlande gedruckte Bücher verlegen, 
4%, sofern ordnungsmassige Handelsbücher geführt werden; 

3. fir den Verkauf van Lebensmitteln des ersten Bedaris durch 
Handelsunternehmen oder Handwerksbetriebe (Handwerkskarte): 1%; 

4. für den Kleinhandel: 134%, sofern ordnungsmassige Handels- 
bücher geführt werden; 

5. für Kommissionsgeschafte und Handelsvermittler: 4%; 

6. für die Umsatze der Banken (mit Ausnahme von Umsatzen 
in Devisen, auslandischen Schecks und Wertpapieren jeglicher Art): 


7. für Bauunternehmen, für Umsatze, die beim Bau von Wohrn- 
hausern erzielt werden: 1%, sofern ordnungsmassige Handelsbücher 
geführt werden; 

8. für Mühlen (nicht Kundenmüllerel!): 
inassige Handelsbücher geführt werden; 

9. für die Umsatze gewerblicher Unternehmen, die beim Verkauf 
von erzeugten Rohstoffen und Waren an iulandische gewerbliche 
Unternehmen zur Weiterverarbeitung oder Selbstverbrauch erzielt 
worden sind: 1%, sofern ordnungsmassige Handelsbücher geführt 
werde 

10. 
14%. 

b) Vom 1. Januar 1933 betragt der Steuersatz: 

1. für den Kleinhandel: %%. sofern ordnungsmassige Handels- 
bücher geführt werden; 

2. für den übrigen Kleinhandel und selbstandige Unternehmen, 
die Lieferungen austühren: E 

3. für Handwerksbetriehe, die eine Handwerkskarte besitzen: 1%. 

c) Vom 1. Januar 1934 heiragt der Steuersatz für nicht besan- 
ders genannte gewerbliche Unternehmen, allgemein: 1% %. 

Vom 1. Januar 1935 betragt der Steuersatz fur nicht besonders 
genannte gewerbliche Unternehmen, allgemein: 14% 

e) Vom 1. Januar 1936 betragt der Steuersatz für nicht beson- 
ders granne gewerbliche Unternehmen allgemeln: 1%% 
Vom 1. Jangar 1937 betragt der Steuersatz: 
ir Reicht besonders genannte gewerbliche Unternchmen allge- 


1%, solern ordnungs- 


für Handwerksbetriebe, die eine Handwerkskarte besitzen: 


2. für alle übrigen, nicht besonders genannten Umsätze allge- 
mein: 2%. 

Daruber hinaus hat der Finanzminister das Recht, alle ange- 
führten Erleichterungen schon vor den gesetzlichen Terminen in Kraft 
zu setzen. 

Sehr wichtig ist, dass Unternehmen, die orduungsmassigse Han- 
delsbücher führen, nach der Regierungsvorlage der (esetzesnovelle 
eine besondere Bevorzugung bei der Anwendung der Steuersatze ge- 
niessea werden. Sicherlich wird dies zu einer grösseren Verbrei- 
tung und Wertschätzung der Buchlührung durch die Kaufmanuschaft 
und Gewerbetreibende beitragen. 

Die Novelle zum Gewerhesteuergesetz sieht ferner weitere Er- 
leichterungen vor, die für Zweige des Wirtschaftsicbens gelten, die 
besonders stark durch die gegenwartige Konjunktur und andere Um- 
stande betroffen sind. So werden Börsenumsatze von inlandischem 
Getreide und Flachs von der Steuer hefreit. Diese Befreiung kann 
der Finanzminister auch auf andere Waren ausdehnen. Diese Be- 
siimmungen sollen den Bürsenhandel, der sehr darniederliegt, hehen. 

Besondere steuerliche Erleichterungen wird nach der Novelle 
zum Gvwerbesteuergeselz der Export geniessen. Andererseits wer- 
den eingeführte auslandische Waren mit ei besonderen Ausgleichs- 
steuer belastet, die der steßerlichen Belastung der inlandischen 
Waren In den verschiedenen Produklionsphasen vor ihrer Pertig- 
stellung entsprechen sollen, 

Eine wesentliche Neuerung der Novelle besteht dariu, dass fr 
kleine Unternehmen, die keine Bücher führen, dıe Umsatzsteuer pa u- 
scHhal für mehrere Tahre festgesetzt werden kann, ohne dass der 
Umsatz des betreffenden Unternehmens jedesmal berechnet wird, 

Ferner ist besouders wichtig, dass die Pauschalisierung und ein- 
malige Entrichlung der Umsatzsteuer fur gewisse Waren vorgesehen 
ist, die bisher in den verschiedenen Produktionsphasen wiederholt 
der Besteuerung unterlagen. 

Im Zusammenhang mit der Reform der Gewerbesteuer sel noch 
erwahnt, dass die Regierung dem Parlament elne_Gesetzesvorlage 
über eine besondere Besteuerung der Notare und Gerichtsvollzieher 
eingereicht hat, auf die wir nicht naher eingehen wollen, da diese 
für die Allgemeinheit doch keine besondere Bedeutung hat, 


Die Erhöhung der Lokalsteuer. 


Die dem Parlament eingereichte Gesetzesvorlaxe über die Aende- 
rung der Lokalstewer sieht eine Erhöhung der Lokalsteuer Pr Woh- 
nungen, die aus mehr als 3 Zimmern bestehen, von 8 auf 12% der 
Wohnungsmieten vor. Für Wohnungen, die aus 1, 2 oder 3 Zimmern 
bestehen, bleibt der Steuersatz 8. 

Ferner bestimmt die Novelle, dass für Wohnungen, die nicht dem 
Mieterschutz unterliegen, als Veranlagungsgrundlage für die Lokal- 
steuer die im letzten Jahre.-bezahlte Miete gilt. Diese Bestimmung 
ist für alle die Falle von grosser Wichtigkeit, wo sich die Vor- 
kriegsmiete nicht feststellen liess. 

Gegen die Veranlagung zur Lokalstener steht dem Steuerzahler 
nach der zu erwartenden Neuregelung das Recht der Berufung an 
die Finanzkammer (Izba Skarbowa) zu. Ferner erhalt der Finanz- 
minister das Recht, samtliche im Lokalslesergesetz vorgesehenen 
Fristen zu verlangern sowie nachtellige Folgen für elwa überschril- 
tene Fristen zu erlassen. 

Im übrigen bleibt das Lokalsteuergesetz in sciner alten Form 
bestehen. 


Die neue Elekiriziiatssteuer. 


Auf der Suche nach neuen Einnahmequellen zur Ausgleichung 
des drohenden Budgetdefizits ist die Regierung daraui gekommen, 
dass der Verbrauch von elektrischem Strom zu Beleuchtungszwecken 
geeignet ist, durch eine Verbrauchssteuer belastet zu werden, und 
sie hat daher eine entsprechende Steuervorlage den gesetzgebenden 
Kammern zugesandt. 

Diese Steuer soll nur auf den für Beleuchtungszwecke 
verbrauchten Strom erhoben werden, nicht für elektrische Energie, 
die zu Kraitzwecken benutzt wird. In der Praxis wird die Steuer 
als Zuschlag zur jeweiligen Lichtrechnung erhoben werden; ihre 
Hohe wird 10% des Wertes der verbrauchten Strommenge (der 
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Lichtrechnung) betragen. Zur staatlichen Lichtsteuer dürfen Stadte 
mit 25000 Einwohnern aufwarts einen Normalzuschlag in Höhe von 
25% der Siaatssteuer erheben. 


Die Erhöhung der Getrankesteuern. 


Unter den vielen Steuerprojekten der Regierung befindet sich 
auch eine Vorlage zur Abanderung des Gesetzes über die Resteue 
rung des Bieres. Nach dem hisher geltenden Gesetz wird das 
Bier in zwei Formen besteuert, indem das Halblabrıkat einer Steuer 
unterliegt, und ferner wird das Bier als Fertigfabrikat besteuert 
(Verbrauchsstener). Nach der dem Sejm eingereichten Gesetzesvor- 
lage soll das Bier nur noch in einer Form {als Fertigfabrikat) be- 
steuert werden. Dafür sollen aber die bisher geltenden Steuersatze 
erhöht werden, Diese Erhöhung soll durchschnittlich etwa 39% 
betragen. 

Die Gesetzesvorlage sicht als Aequivalent der Besteuerung der 
Bierproduktion der Brauereien eine Besteuerung der Praparate vor, 
die bei der Bereitung von Meimbier Verwendung finden. 

Wichtig ist schliesslich noch, dass das Gesetz keine Einzelhestim- 
mungen über die Finanzkontrolle der Bierproduktion enthalt, sondern 
der Finanzminister hierbei vollkommen irele Hand haben wird. 

In der Reihe der neuen Steuervorlagen sei schliesslich noch die 
Aenderung der Weinsteuer erwahnt. In der diesbezüglichen 
Vorlage wird zunachst eine neue Definition der als „Wein“ zu ver- 
steuernden Gelranke mit Angabe des Höchst- und Mindestgehaltes 
an Alkohol gegeben. Im übrigen besteht sie im wesentlichen aus 
einer Erhöhung der gegeuwartigen Steuersatze, die vor allem auch 
die inlandische Weinerzeugung schwer belasten dürften, 


Wann sind Einsprüche gegen die Umsatzsteuer- 
veranlagnng zu erheben? 


Das Höchste Verwaltungstribunal hat in Sachen des Einspruchs 
gegen die Einschatzuug der staatlichen Gewerbesteuer (Umsatz- 
steuer) ein Interessantes Urteil gelallt, worin hervorgehoben wird, 
dass der Termin zur Erhebung des Einspruchs gegen die Einschatzung 
vom Tage der Versendung der Zahlungshefehle und deren Veröffent- 
liehung lauft und nicht elwa vom Tage der Zustellung der Zahlungs- 
heichle. (Urteil vom 14. Januar 1931, L. Rej. 748/29.) 

Der Sachverhalt, der zu dieser Urteilsfallung führt, war fol- 
geuder: Ein Zahler der staatlichen Gewerbesteuer erhob Einspruch 
gegen die Finschatzung nach Ablauf des gesetzlich vorgeschriebenen 
Termins und heeründele diesen Schritt damit, dass ihm der 
Zallungsbeichl erst nach Ablauf dieses Termins zugestelltworden sei, 

Das Höchste Verwallungstribunal entschied die Klage folgender- 
masson; 

Nach deu Bestimmungen des Art. 78 in Verbindung mit Art. 79 
und 85, Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes müssen die Zablungs- 
befehle zur Enfrichtung dieser Steuer spaleslens bis zum 15. April 
des auf das Steuerjahr folgenden Jahres zum Versand kommen und 
die Einspruche gegen diese Zahlungshefehle hahen spatestens bis 
zum 15. Mai d. Js. zu erfolgen. Wenn nun aber die Zahlungsbefchle 
nach dem 15. April versendet werdeu, so muss demzufolge der Ter- 
min zur Einreichung der Einspruche dementsprechend verschoben 
werden, was in entsprechender Form zur öffentlichen Kenntnis ge- 
langen muss. 

Daraus geht hervor, dass über die Art der Erhebung von Ein- 
sprüchen, insonderheit über den Termin solcher Einreichungen aus- 
schliesslich die zur öffentlichen Kenntnis gelangende Bekanntmachung 
entscheidet. Die Zahlungsbeiehle dagegen, die zwar alle Angaben 
über die, Höhe des Umsatzes und der zu entrichtenden Steuer ent- 
halten, weisen keineswegs irgendwelche Bestimmungen über den 
Zeitraum zur Binhringung von Einsprüchen aus, insbesondere nicht, 
dass dieser Termin vom Zeilpunkte der Zustellung der Zahlungs- 
befchle ab lauft, wie das z. B. im Einkommen- und Vermogenssteuer- 
gesetz vorgeschen ist. Mit anderen Worten: das Gewerbesteter- 
gesetz enthalt nur einen allgemeinen Termin, van welchem ab der 
Zeitraum zur Einbringung von Einsprüchen lauft, und dieser Termin 
ist der Tag, an welchem die Zahlungsbeiehle zum Versand und zur 
öffentlichen Bekanntgabe gelangen. In normaler Hinsicht ist dies 
der Zeitraum vom 15. April his zum 15. Mai jedes Steuerjahres. 

Dies sei an einem praktischen Belspiel illustriert: Teder Zahler 
der staatlichen Gewerbesteuer, der bis zum 15. Mai 1931 keine 
Steuereinschatzung für das Jahr 1931 enthalt, muss dieserhalb per- 
sönlich beim Finanzamt vorsprechen. Sollte er sich durch die Ein- 
schatzung geschadigl fühlen, so muss er snatestens bis zum 15. Mai 
1931 Einspruch erheben. Jeder Einspruch, der nach dem 15. Mai 
erfolgt, sofern die Zahlungsbefchle vor dem 15. April zum Versand 
gelangten, gilt als verspätet und findet keine Berücksichtigung. Der 
eigentlich entsprechende Zeitraum zum: Erheben der Einspruche Ist 
demzufolge die Zeit zwischen dem 15. April und dem 15. Mai. 


Wenn man zu niedrige Umsatzziiiern deklariert. 


Das Oberverwaltuugsgericht befasste sich in der Klagesache 
Nr. 454/28 mit der Frage, ob die blosse Angabe dem Anschein nach 
zu niedriger Umsatzziffern in der Steuererklarung der Steuerbehorde 
Veranlassung geben konne, die Glaubwürdigkeit der Handelsbücher 


des Sleuerzahlers in Abrede zu stellen. 
der Tatbestand zugrunde: 

Der Inbaber eines Ladengeschaites hatte seine Umsatze in Höhe 
von 14000 zł angegeben und sich bereit erklart, diese Angabe durch 
Vorlegung der Handelsbücher zu erharten. Die Veranlagungskom- 
mission erachtete die Handelshiicher für unglaubwürdig aus dem 
Grunde, weil andere Geschafte von gleichem Umfang und derselben 
Art höhere Umsalze erzielen; in Anbetracht dessen bestimmte die 
Kommission den Umsatz in Höhe von 18000 zt. Die Berufungskom- 
mission bestatigte diese Entscheidung. Das Oberverwaltungsgericht 
nahm jedoch folgenden Standpunkt ein: 

Im Sinne des Art. 76, Abs. 3 des Gewerbasteuergesetzes kann 
die Veranlagungsbehörde die Höhe des Umsatzes abweichend von 
der in der Steuererklarung gemachten Angabe bestimmen, wofern 
sich herausstellt, dass die Handelsbücher nicht ordnungsmassig ge- 
führt worden sind. Im vorliegenden Falle handelt es sich um die 
Frage, ob der Umstand an sich, dass der Umsatz im Vergleich zu 
anderen Unternehmen der gleichen Art zu nledrig angesehen scheint, 
einen hinreichenden Grund bildet, den Handelsbichern Beweiskraft 
abzuerkennen, 

Das Oberverwaltungsgericht hat diese Frage verneint, weil der 
erwahnte Umstand die Steuerbehorde zunachst nur dazu veranlassen 
kann, Verdacht zu hegen und eingehende Nachforschungen anzu- 
stellen. Wurden Nachforschungen nicht veranstaltet oder liegt das 
Ergebnis von Nachforschungen nicht vor, dann ist kein Grund dafür 
vorhanden, die Handelsbücher für orduungswidrig zu befinden und 
die Höhe des Umsatzes abweichend von der in der Stewererklarung 
gemachten Angabe festzusetzen, 

Die beklagte Behorde beruft sich in ihrer Finwendung gegen die 
Klage und die Niederschrift der von der Buchhalterei der Finanz- 
kammer vorgenommenen Bilcherprüfung: aus dieser Niederschrift ist 
jedoch nicht zu ersehen, welche Bücher einer Prüfung unterzogen 
wurden; abgesehen davon wurde die Niederschrift unter Ausschluss 
der Mitwirkung des Steuerzahlers oder seines Vertreters angefertigt, 
der das Recht hat, hei der Prüfung zugegen zu sein: dadurch wurde 
dem Steuerzahler die Möglichkeit entzogen, scine Rechte wirksam 
zu verteidigen. 

Aus den angefuhrlen Gründen hob das Oberverwaltungsgericht 
die Entscheidung der Steuerbehorde auf. 


Der Klagesache lag folgen- 


Wer zahlt in Polen Einkommensteuer? 


Die Anzahl der Steuerzahler, die in Polen im Jahre 1929 Ein- 
kommensteuer eutrichteten, betrug 653423, Abgaben von Gehalts- 
einkommen oder Aitersrenienbezug zahlten in dem erwahnten Jahr 
959 108 Personen. Die Gesamtzahl der Einkommensteuerzahler be- 
trug demnach 1612 531 Personen. Im-Vergleich zu der 30 Millionea 
Köpfe zahlenden Einwohnerzahl Polens ist also nur ein kleiner Teil 
steuerpflichtig. Ursachen hierfür sind folgende: 1. Das ziemlich hoch 
angesetzte Maximum steuerfreien Einkommens (1500 bzw. 2500 zł); 
2. Stewerermassigung für Famillenvater (je zwei Stufen pro Familien- 
mitglied), wobei in vielen Falten der Steuerzahler xanzlich seiner 
Zahlungspflicht enthoben wird: 3, Stewerentziehung durch Personen 
mit nicht bestimmten Einkünften oder Wohnorten: 4. das die Be- 
silzer kleinerer Landwirtschaften schützende Steuergesetz. Wie be- 
kannt, ist die Zahl der kleinen Bodenbesitze (bis zu 15 Hektar) in 
Polen recht erheblich, gibt es doch mehr als 4 Millionen solcher 
Kleinbesitze von einer Gesamtzahl von 4724562 Landwirtschaften, 
Besitzer von weniger als 5 Hektar Land hatten wir im Jahre 1929 
3316 586, von 5—15 Hektar _1 196 379. Infolgedessen zahlen im ganzen 
nur 256488 Landbesitzer Einkommensteuer, 


le] Ein- und Ausfuhrbestimmungen. le] 


Kontrollvorschriften für die Einfuhr von Pleisch 
und Fleischwaren. 


Nach der Verordnung vom 5. Februar 1931, deren Bestimmungen 
am 17, Juli 1931 in Kraft getreten sind, wird die Einfuhr von Fleisch, 
Fleischwaren, Darmen und ahnlichen Waren von der Beibriugung 
at Orts-Ursprungszeugnisses abhangig gemacht, in dem bestatigt 
wird, 

1. dass das Fleisch von Tieren stammt, die in Schlachthausern 
geschlachtet wurden, die uuter der standigen Aufsicht eines 
Tierarztes stehen, und dass die Tiere, von denen das Fleisch 
stammt, vor und nach der Schlachtung amtlich vom Tierarzt 
untersucht und als ohne jede Beschrankung fur den Genuss 
geeignet befunden worden sind; 

2. dass der Herkunitsort der Tiere frei von ansteckenden Tier- 
seuchen ist, die auf die betreffende Tierart übertragbar sind, 
und dass derartige Seuchen nicht in dem Zeitraum und dem 
Gebiet geherrscht haben, die in der jedesmalig vom Landwirt- 

- schaftsministerium ausgestellten Einfuhrgenchmigung ange- 
geben sind. 

Das Orisursprungszeugnis muss von einem staatlicheu oder vom 
Staat dazu ermachtigten Tierarzt des Ursprongslandes ausgestellt 
und von einer polnischen Konsularbehörde visiert sein. 

Das Ortsursprungszeugnis kann in der Sprache des Ursprungs- 
landes des Fleisches ausgestellt sein: in diesem Falle ist jedoch die 
Beifügung einer Uebersetzung ins Polnische erforderlich. 
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Unter „Fleisch“ im Sinne dieser Verordnung werden ausser den 
verschiedenen Fleischarten auch Speck, gesalzene und getrocknete 
Darme, Magen und andere innere Bestandteile, sowie Fleischwaren 
und -konserven verstanden. Jede Scndung von gesalzenem, ge- 
pökeltern und geraucheriem Fleisch, gesalzencın oder gesalzenem und 
gerauchertem Speck, Fleischwaren und Fleischkonserven unterliegt 
ausserdem einer chemischen Untersuchung in dem nachsigelegenen 
staatlichen Untersuchungsamt für Lebensmittel; anderes Fleisch so- 
wle Darme und Innere Bestaudteile werden ebenfalls chemisch unte: 
sucht, sofern der Verdacht besteht, dass die eingeführte Ware Farbe 
stoffe oder unzulassige Konservierungsmitiel enthalt. Staatliche 
Lebensmitteluntersuchungsamter befinden sich in Kattowitz, Kra- 
kau, Lemberg, Lodz, Posen, Dirschau, Warschau und Wilna. 

Selt einigen Wochen wird bei der Erteilung von Einfuhrgenehmi- 
gungen für Darme der Grundsatz befolgt, dass Einfuhrgenehmigungen 
an Speditionsfirmen, „unbekannte“ auslaudische Importeure und 
Agenten usw, nicht mehr erteilt werden. 


Die neuen Holzausiuhrzölle. 


Iın „Dz. U: Nr. 94, ist eine Verordnung der zustandigcn 
‚Ministerien vom 21. Oktober 1931 erschienen, durch welche die Holz- 
ausiuhrzölle wie folgt festgesetzt werden: 

(Neufassung des polnischen Zolltariis) 


Position des 
potn. Zolltariis Bezeichnung der Ware Ausfuhrzoll pro 
228 100 kg in zł 
1. Langholz und Klötze...» - - .» 
a) Nadelholz . . 
b) Lauhholz mit 
Buche, Erle uud Espe . . 
Erlenholz im Ø von 22 cm und 
mehr, gemessen am stärkeren Ende 
ohne Rinde, ausgeführt in der Zeit 
vom 30. 11, 1931 nach Landern, 
mit denen Polen ein Vertragsvers 
haltnis hat oder mit Genehmigung 
des Finanzministerlums . . 2,50 
3. Espenrundholz, @) 20 cm und mehr, 
gemessen am dünneren Ende ohne 
Rinde, Lange 1,5 m und mehr . Bm 
Anmerkung 2: Langholz und Klötze aus Nadelholz auf dem 
Wasserwege des Plusses Czeremosza befördert mit Genehmigung 
des Fınanzministeriums . . «a . zallfrei 
Anmerkung 3: Langholz und Klötze aus Nadel- und Laub- 
holz, nach Vertragslandern exportiert ader mit Genehmigung des 
Finanzmunisterrums, unterliegt folgeuden Ausfuhrzöllen: 
P. Langholz und Klötze: «soo 


ae n a 3— 
Ausnahme von 
3— 


N 


Nadelholz . . . 0,40 

b) Laubholz mit Ausnahme van 
Buche, Erle und Espe . . 0,20 

P. 3 Espenrundholz, Ø 20 cm und mehr, 

am dümen Ende gemessen, ohne 

Rinde, Lange 1,5 m und mehr . 

a) exportiert in der Zeit bis 31. 12, 
= 1931 Ei 0,20 
b) nach dem 31. 12. 19d1 . 1,50 


2 
> 


1 


Langgeschnittenes Nadelholz (Balken, 

Latten, Bretter usw.) mit Ausnahme 

von Eisenbahrschwellen, Sleepers und 

Fassholz, wenn auch gehobelt, doch 

anders nicht bearbeitet . . 10,— 

Anmerkung 4: Dasselbe Holz ausgeführt auf Grund von Ge- 

miguugen des Industrie- und Handelsministeriums . . zollirei. 
25 Papierholz aus Fichte, Tanne und Erle, 


1—1,20 m lang, entrindet, jeglich Ø. En 
Anmerkung 5: Dasselbe Papierholz mit Genchmiguug des 
Industrie- und Handelsministerums . . . . . . . . . zollirel. 


Alsdann bringt die Verordnung den Umrechnungsschlissel von 
cbm ani kg, den wir schon mitgeteilt haben. Die bis zum 31. 10. 
1931 abtransportierten Holzsendungen werden bis zum 20. It. 1931 
einschliesslich ausfuhrzollftei bleiben. Die Verordnung ist am 1. 11. 
d. Js. in Kraft getreten. 


Zollermassigung fur getrocknete Aprikosen, 
Pfirsiche und Birnen. 


Auf Grund einer Verordnung der Minister lür Finanzen, Acker- 
bau, Handel und Industrie vom 17. 8. 1931 (Dz. U. R. P. Nr. 86, 
Pos. 674) wird mit Genehmigung des Finanzniuistermms für die 
Einfuhr von getrockneten Plirsichen, Aprikosen unid Birnen zur 
Weiterverarbeitung cin Zol! in Hohe von 60% des normalen (auto- 
nomischen) Zollsatzes erhoben. 

Falls die Waren den Vorschriften des Gesetzes vom 25. 1. 1928 
über die Anwendung von Maxiinalzöllen unterliegen (Dz. U. Nr. 9, 
Pos. 66), betragt der ermassigte Zollsarz 60% des Maximalzolls. 


Zolliarifentscheidungen. 


Entscheidungen der obersten Zollbehörde zufolge sind zu verzollen: 
Lautverstärker von 10 W., 50 W. u, dergi. die den entsprechen- 
den Gleichriehter-, Kathaden- und Neonlampen angepasst sind, nach 
Pos. 169, P. 29b (sie dienen zur Versturkuug der vom Mikrophon 
ahfgefangenen Laule, zur Verstärkung der Schallplattenmusik uud 
ihrer Uebertraguns aul Lautsprecher unter Benutzung der Tonab- 
nehmer sowie zur Betatigung in gemischtem Gerat, d. h, zur Veber- 
tragung sowohl der Mikroplionlaute als auch der Schallplattenmusik 
auf die Lautsprecher, 

Locher für Schriftslücke uach Pos. 216, P. 1: 

Treibriemen aus Kamelhaar mit Zusatz von Baumwolle nach 
Pos. 194, P. 8: 

Schutznetze für Damenfahrrader, aus Faserstollen geflochten, 
mit Karabinerhaken aus lackiertem Esch {womit sie an den Radern 
befestigt werden) nach Pos. 205, P, 

Garne aus De eide nach De 
Kunstselde nach $ 18 3 oder 5; 


El Gesetzgebung und Verwaltun el 


Neues Gesetz uber Autobuskonzessionen. 


Am 15. Oktober d, JS, Haledon Ministerrat ein Miasizinıgtakı 
her den rewerhsmassiren Transport von Personen nnd Waren 
inechanischeu Fahrz ı beschlossen, das In der nachsten 
gesctzgebeiden Kürn: halten zur Besc Fassung vorgelegt wird, 
Durch das Gesetzesprojekt wird ciue Regelung des Autobusverkehrs 
durch Einführung des Konzessionssystems vorgenommen. Die Kon- 
zessionen für den Transport von Personen und Waren werden dem 
Projekt zufolge von den Wolewodschaitsverwaltungsbehörden an 
solche Unternehmen erteilt werden, die cine ständige Autabusver- 
bindung über das Geblet einer Gemeinde hinaus unterhalten, Die 
Autolaxen wla auch stadtische und örtliche Autobnslinleu werden 
also der Konzesslonspflicht nicht unterliogen. Die Bedingungen, 
unter denen die Konzessionen ertellt werden, sowie die Dauer der 
Konzesslönen, die Hole der zu enfrichtenden Gebühren usw. werden 
in einer besonderen Verordnung festgeselzt werden, die das Ministe- 
rìum für öffentliche Arbeiten im Einverstandnis mit den anderen 
interessierten Ministerien herausgibt. Bel hrung des neuen 
Konzessionssystems für Autohusse wird durch das neue Gesetz 
gleichzeitig bestimmt, dass die Inhaber der gegenwartig bereits he- 
stehenden Autobustransportunternehmen den Verkehr weiterhin zu 
den gegenwartigch Bedingungen aufrechterhalten können, his Ihre 
mechanischen Fahrzeuge verbraucht sind. Die Frist für diese weltere 
Aufrechterhaltung wird jedoch auf lungstens 2 Jahre nach dem Da- 
tum der Veröffentlichung des neuen Gesetzes festgesetzt. 
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Ein aussergerichtlicher Vergleich. 


(Schluss.) 


Nachdem wir uns nachmals das Schreiben von Franz Vorsicht 
durchgelesen haben, wollen wir nur dlesen Vergleichsvorschlag krili- 
sieren: 

1. Der Schnldner versucht iu seinem Vorschlage die Glaubiger 
geneigt zu machen, auch den weiteren Verlust des erst vor einem 
Monat (Geschafisjahr 1. Juli bis 30. Juni) begonnenen Geschaflsjahres 
u übernehmen. Hier muss natıtrlich sehr entgegengetreten werden, 
ja der Schuldner nur insoweit das Enlgegenkommen der Glaubiger 
jeanspruchen darf, als eln Verlust bereits tatsachlich eiugetreten 
is. in vorliegeudem Falle muss darauf hingewiesen werden, dass 
ei der niedrigen Ansetzung der Aktıvwerte bestimmt eine Reserve 
eventuell eintretende, weitere Verluste vorgesehen ist. 

‚ Was die Hinausziehung der angebotenen Raten von ca. 1% 
jahren anbelangt, kann hier keine Entscheidung gefallt werden. Ob 
e Tilgung der Raten in eventuell kürzerer Zeit durchführbar ist, 
langt grässtenteils vou der Schnelligkeit bzw. Langsamkeit des Ein: 
ganges der Aussenstande ab. Lediglich hiervon und von der Beur- 


teilung der weiteren wirtschaftlichen Fintwicklung ist die Beaut- 
worlung dieser Frage abhängig. Rine Entscheidung, dass eine so 
lange Fristgewahrung nicht angemessen erscheint, dürfte sich wohl 
demnach erübrigen. 

3. Wie stellen wir uns zu dem Vergleichsangebot in seiner vor- 
geschlagenen Höhe? Kanı man ein höheres bzw. niedrigeres An- 
gebot für durchführbar halten? 

Es ist wohl ein höheres Angebot inöelich. Nach der Berechnung 
des Treuhanders Vorsicht wilrden den mecht bevorrechtizten Glau- 
bigern dauu 65% ihrer Forderungen gezahlt werden können. Will 
man eine Erhöhung dieses Angehots vornehmen, so ware das nur 
bei Kürzung der Abschreibungen durchführbar. Von der Festsetzung 
einer hohen Quote haben die Glaubiger keinen Vorteil, da mitunter 
die hohe Quote spaler doch herabgesetzt werden muss. Auch lier 
muss nicht nur das rechnerische Freebnis, sondern auch die weitere 
Entwicklung der ailgemeiuwirtschaftlichen wie der Branchenverhalt- 
nisse berücksichtigt werden. 
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4. Es ist ferner zu prüfen, ob infolge Zustandekommens des 
Vergleichs der Firma die Möglichkeit zur fruchtbaren Weiterarbeil 
gegehen ist. Die Prüfung ist hier insofern nur möglıch, wenu die 
personliche Wurdigkei di n Fahigkeiten und Erfahrungen 

rden, Es ist also nach der Art 


beu worden? 
nde angemessen Ist, kaau 
ammensetzung der Aussenstande 
aan für zu hoch zu erklaren, ohne 
nfuhrcu zu konnen, ist nicht aus- 
die Ansetzung der Abschreibung auf 
s den L ugt, so ist bei Be- 
au dessen inzwischen eingetretener Ent- 
Weiter 


r 
nicht beurteilen. Die Ab: 


dafür einen positiven Grund 
Das gleiche gilt fi 
W: 


reichend. 
das Warenlager. 
wertung di 
wertung nicht zu zweifeln, dass diese mit 6000 zt erfolgt ist. 
muss beanstandet werden, dass bei den Positionen Mobilien und 
Utensilien nicht zu ersehen ist, ob ausreichende Abschreibungen 
bereits berücksichtigt sind. 

6. Ist an der Bilan 


ufslellung etwas einzuwenden? Hier ist zu 
empfehlen, dass der Trethander in seiner Bilanz die Verpfaudung 
bzw. Sicherungsübereignung auf der Aktivseite, sowie auf der Passiv- 


seite die Glaubiger, die bi 
hervorhebt R 
Eigentumsvorbeha 
rechtigte Glaubiger . 
Glaubiger. 

Wie wir aus dieser Abhandlung ersehen, siud zu ihrer Beur- 
beitung nicht nur buchhalterische und rechuungstechnische Erfahrun- 


tdurch gesichert werden sollen, besonders 
Aktiva: Fi Warenlager . . ‘Waren mit 
. Vebereignetes Aulo....- Passiva: Revor- 
Gesicherte Gilaubiger . Nicht gesicherte 


gen erforderlich, wird darüber hinaus die Fahigkelt zu 
wirtschaitlicher E vorausgesetzt. Ein selbstandiges Deuken 
und Urteilen in wirtschaftlichen Fragen, sowie der Kenntnis 
Handelsrechts, besonders des Konkurs- bzw. Verglei rechts, 


unbedingt notwendig. 


Verbandsnachrichten. 


kowo. Zu der für den 31. Oktober einberufenen 
Mo tzung der Ortsgruppe Kiszkowo waren 18 Mitglieder 
erschienen. Der Obmann begrüßte die Erschienenen und 
dankte ihnen herzlich für die zahlreiche Beteiligung, welche 
beweist, daß das Interesse für den Verband für Handel und 
Gew werbe nicht erloschen ist. Dic zung wurde hieranf er- 

Di ittführer verl Protokoll der letzte, 


Biuro Techniczno -Handlowe 


A. GLASER, Poznan 


ul. 27 Grudnia 16 
Telephon 30-16 41-16 Telegr.-Adr. „Technohandel' 


nar 


ii iatt pari lis pr 


Empfehlen sofort ab Lager zu aufersien Fahriknreisen: 
Lotar 1 N . Summi- ehläneh 

FEIOFIEIEN.. see l 
Asbesi- Orig. Klinger- 
Gommi- Delyasen- 
ts Pape Armature 
Gummi- Gas- 

Lager-Melalle - 


Banca- und Lotzinn 


in Blocken, sowie Staben. 


Schmieröler, Stauiierbüchsen, Benzin-Löt- 
lampen und -Kolben, Stahl- und Messing- 
Draht-Bürsten, technische Filze, Fiber in 
Platten und Stäben, Putzwolle sowie samtl. 


technischen Artikel 
fur Maschinenbedar! und Landwirtschaft. 


Sitzung, das genehmigt wurde. Zu den geplanten Änderungen 
der Gewerbeordnung bezüglich der Höchstzahl der Lehrlinge, 
die von handwerklichen Betrieben beschaftigt werden dürfen, 
wurde eingehend Stellung genommen, Es wurde beschlossen, 
den Verband zu ersuchen, gemeinsam mit anderen Organi- 
sationen an zustandiger Stelle dahin zu wirken, daß den 
Handwerksmeistern und Kaufleuten die Berechtigung erteilt 
wird, auch ohne Einstellung eines Gesellen einen Lehrling 
zu halten, da die meisten der kleinen Betriebe nicht imstande 
sind, einen Gesellen und einen Lehrling zu beschaftigen. — 
Die fur die Ortsgruppe eingegangenen Schriftstücke wurden 
zur Kenntnis genommen. 

Es wurde ferner beschlossen, Herrn Schuhmachermeister 
Ernst Pfeiffer-Kiszkowo aus der Ortsgruppe auszuschließen 

Die nachste Versammlung wurde auf Sonntag, den 
29. November, nachm. 3 Uhr beim Mitgliede W. Freier fest- 
gesetzt. 


Das Deutsche Generalkonsulat in Posen ist am Mitt- 
woch, dem 18. November å. Js, aus Anlaß des Buß- und 
Bettages geschlossen. Sichtvermerke werden an diesem 
Tage nur in ganz dringenden Fallen in der Zeit zwischen 10 
und 11 Uhr erteilt. 


Mitteilungen des Verbandes Deutscher Angestellter in Polen 


uohrerio 


Ikie Garbary 2 


Fur den beabsichtigten Lehrgang in Einheits shrift und den 
Oyrmnastik-Kursus sind Anmeldungen nur sparlich eingegangen. Wir 
verlangern deshalb die Anmeldefrist bis zum 15. d. Mts, Sollten sich 
nicht weitere Teilnehmer melden, wird es nicht möglich sein, die 
Kurse einzurichten. 

Die Gemelndeabende finden von jetzt ab an jedem Freitag in Jen 
Kiubraumen der Grabenloge (Grobla 25) statt. 


Verantwortlicher Schriltleiter: Erich Loewenıhal, 

Poznaf, ul. Skośna 8. Herausgegeben vom Verband 

für Handel und Gewerbe, Poznań, ul, Skośna 8. 
ur: Concordia Sp. Akc., Poznan. 


soehen 


Rulender 1 
erschienen 


für 


1932 


Kosmos- Terminkalender 


3. Jahrgang. Preis 5.— zl. 


Stoner- und Sozialgesetze, Versicherung: 
Ponttarit-für alle Sendungen Im In: ga 

land (einschl. Flugpost). 
Der einzige deutache Terminkalender in Polen. 


Deutscher Heimathote 
11, Jahrgang. Preis 2,10 al. 


bebildert. Be 
alma, Roque! 


'ollständiges Jahrmarkts-Verzelchnis. 


Landw. Taschenkalender 


2. Jahrgang. Hl Selm Preis 5.— zi. 


unter Mitwirkung landw. Berufs 
lreicbe Formulare and Tabellen, 
;gsamer Leinen-Einband. 


Der Kalender des deutschen Landwirts in Polen. 


Alle drel Kalender enthalten den neuen 
Pasttarif, gültig ab 15. Oktober 1931, 


Zu haben in allen Buchhandlungen. 
Kosmos-Verlag Sp.z 0.0. 
Poznan. Zwierzyniecka 6. 
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Nr. 21 


Stellengesuche. 


Tiachlergeselle, 
22 ]., dt,-poin, 7 Jahre im 
Fach, a. d. Klavierbaufach, 
sofort. 11/8 


Mäheltischlergeselle, 
23 J., dt.-poln., guter Zeichner 


11/18 
Tischlergeselle, 
22 ].. sofort. 11/22 
Stellmachergeselle, 
20 J., dt.-poln., sof. 12/6 
Bottcher, 


35 Jy dt..poln. i W. u. Schr., 
suche Seal ung, gleich welcher 
Art, sofort. 14/1 


Schmiedegeselle, 
20 J., dt.-poln., sof, 21/14 
Schlosser, 
26 J., dt.-poln. i. W. u. Schr., 
m. Büroarb. vertr. sof. 22/5 
Schlosser und Chauffeur, 
20 J., dt.-poln., sof 22/13 


Schlosser, Maschinist, 
45 J., dt.-poln., zu jeder Arb. 
bereit, sof. 22/14 


Schlosser, 
28 ]., dt.-poln., soi 22/15 


Kunst- und Bauschlasser, 
24 ]., dt.-poln,, m. Drehen 
u. Schweißen vertraut, sof, 

22/16 


Schlosser, 
20 J: dt.-poln., soft, 22/17 


Schlosser, Chauffeur, 
Maschinist, 


26 J., dt.-polm. so, 22/18 
Maschinenschlosser, Chauffeur 

J., dt.-poln., m. landw. 
Maschinen vertr,, sof. 23/16 


Schlosser, Installateur, 
45 J., dt.-poln.-franz.,, m. 
Dieselmotoren, Zentralheizun 
vertr., sof. 23/ 


Maschinist, Walzenführer 


m. langjg. Praxis, sof. 23718 
Mechaniker, 

23 J., dt.-poln., m. Dreher- 

arb. vertr,, sof. 24/2 


Mechaniker, Chauffeur, 
23 J., dt.-poln. i. W. u. Schr., 
m. kaufm. Ausbildung, 

2. 


Elektrotechniker, 

20 J., dt.-poln., z. weiteren 
Ausbildung, sof. 31/1 
Elektrotechniker, 

22 J., dt.-poln., auch als Bote, 
soi. 31/3 


Geometer, 
Praxis im Staats- 


m. langj- 
sof. 40/8 


dienst, dt.-poln., 


Ingenieur, 
28 J., dt.-poln., m. Ventila- 
toren, Aufzügen vertr., so- 
fort, 40/9 


Maschinenbau-Ing., 


23 J., dt.-poln., m, Führer- 
schein, sof. 40/10 
Bautechniker, 

40 J, dt-poln., m. langj. 
Praxis, sof, 40/11 
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Ruckiragen erbeten an „BERUFSHILFE". T.z., Pozneŭ, ul. Skofna B. 


Baufechniker, 
41 J., dt-poln, m. Büro- 
tatigkeit vertr. 40/12 


Sattler, Wagenbauer, 


gleich welcher Art sof. 
Polsterer, 

m. langj. Praxis, dt.-poln,, 
sofort. 46/5 
Schneidergeselle, 

25 J., deutsch-poln,, mit Zu- 
schneidekursus. 52/6 
Schneidergeselle, 

19 J., dt.-poln., sof. 52/7 
Backergeselle, 

19 J., dt.-poln., m. Brot- und 
Feinbackerei vertr., sof., zur 
Fortbildung. 61/11 
Barker, 

20 Ju dt.-poln, sof. 61/13 

Fr Konditor, 

20 J., dt.-poln, sof, 62/2 
Müllermeister, 

28 J., dt.-poln., m. elektr. und 

Dampimaschmen vertr., s0- 

fort. 64/5 
Mullergeselle, 

23 J. dt.-poln., m. guter 

Schulbildung, sot. 64/6 


Bonbon, Koniekl- und 


Drageemeister, 
m. langj. Erfahrung, sof. 66/1 
Friseur, 
21 ]., dt.-poln., a. selbst. Ar 
oi sof. 68/3 
Tiseurge 


20 J., dt.-poln, i. W, u. Schr., 

m. Herren-u. Damenbedienun; 

vertr., sof. 68/8 
Chauffeur, 

21 J., dt.-poln, m, Auto- 
schlosserej vertr., sof, 71/5 
Chauffeur, 

33 ].ı -poln., russ., evtl. 
m. eigenem Kraftwagen, so- 
fort, 71/6 
Bülroanfangerin, 

18 J., mit Stenogr: und 
Schreibm. vertr. 81/20 
Stenotypistin, 

20 J., dt.-poln., m. Buchfüh- 
rungskenntnissen, sof. 81/21 
Buchhalter, Karraspondent, 
18 J., dt-poln., gute Di 
bildung, sof 81/22 


Reisender u. Propagandist, 
31 J., dt.-poln. i. W. u. Schr., 
m. Büroarb, vertr. sof. 81/23 


Buchhalter und Stenotypist, 
21 J., dt.-poln.-engl,, m. Han- 
delsschule, sof. 82/10 


Lagerverwalter, Kassierer, 
Buchhalter, 
dt.-poln. i W. u. Schr., auch 
zu Arbeit anderer Art bereit, 
sofort. 


Bilanzbuchhalter, 
a poln. -iranz. i. W. u, Schr., 
83/18 


Buchhalterin, 
m. allg. Bùro- 
83/25 


armen 
21 J., dt.-poln., 
kenntnissen, sof. 


Buchhalter, Expedient, 
mit langj. Praxis, dt.-poln 
1. W. u. Schr, m. Organisa- 
tionstalent und Rechtskennt- 
nissen, auch zu anderer Arbeit 
bereit, sof. 83/30 


Buchhalter, 
stundenweise Aushilfe, 24 J, 
dt.-poln,, sof. 83/33 


Holz- u, Getreidekaufmann, 
ät.-poln., m. Buch- 
haltungsarb. vertr., sof. 83/34 


Bankbeamtin, Ruchhalterin, 
m. langjähriger Praxis, guten 
Zeugnissen, allg. Kontonkennt. 
nissen, sof, 83/35 


Ruchhalterin, 
m Stenogr. u. Schreibm, ver- 
traut, 21 J 83/37 


Buchhalterin, 
stundenweise Aushilfe, 22 J., 
dt -poln, E 


Rankbeamtin, 
19 }., dt.-poln., gute 


bildung, sofort 


Schul- 
84/7 


Bankheanıter, 
m. langjähriger Tatıgkeit, gu 
ten Zeugnissen, sof, 84 


Kaufmann der Restaurat.- 
und Destillationsbranche, 
23 J., dt.-poln., sof. 86/1 


Lagergehilfe, 
18 Ja di.-poln.,a..d. techni 
Branche sofort 86/6 


Kaufmann 
d. Kurz- nnd Manufaktur- 
warenbranche, 23 ]., dt.-poln. 
i W. u. Schr, verte. m. Kon- 
sof. 


Getreide- u. Kolonialwaren- 
kaufmann, 
18 J., dt.-poln., sof. 


Kanfmannsgehilfe, 
22 J., dt.-poln., sofort. 


87/11 


87/23 


20 J, dt.-poln. i. W. u. Schr., 
a. d. technischen Branche, 
guter Verkaufer u. Zeichner, 
sot, 87/28 


Kaufmann für Haus- und 
Küchengerate 
sucht Stellung als Expedient, 
Registrator, Buchhalter, Bote, 
oder dergl., sot. 87/29 


Handelsgehilfe, Kolonial- 
und Eigenwaren, 
23 J., dt.-poln. 87/30 


Kaufmann, 
34 J., dt.-poln. perf, guter 
Organisator, gute Referenzen, 


sofort. 87/31 
Handelsgehilfe, 

19 J., Eisenbranche, dt.-poln. 
sof. od. 1.1.32. 7/32 
Expedient, 

19 J., dt-poln:, sof. 87/33 
Kaufmann 
d. Kolonialwaren- und Re- 


staurationsbranche, 23 J., dt.- 
, m. Kontorkenntnissen, 
87/34 


Kaufmann der Fisen- und 
Werkzeugbranche, 
dt.-poln., 22 J., sof, 87/35 


p 
Kaufmann d. Kolonialwaren- 
branche, 

21 J. dt.-poln. i. W. u. Schr., 
sof, 87/37 


Manufakturist, 
20 Jahre dt.-poln., mit Zu- 
schneiden u. dopp 
führung vertr., sof. 


Manufakturist, 
20 J., dt.-poln., m. Dekora 
tion vertr., sof 87/39 


Geschattsführer, 

m. langj. Praxis, guten Zeug- 
nissen, dt -poln.. a. d. Likot- 
u, Bonbonbranche, 


sof, 87/42 
Sagewerksbeamter, 

23 J, dt.-poln i. W. u. Schr, 
m. Kontor- u, Rechtskennt- 
Eisenkaufmann, 

25 J., dt.-poln. i. W, w. Schr., 
setzeskenntnissen, so 

87/44 
Gutsgartner, 

32 J., verh., dt.-poln,, zum 
12.10.39 92/7 
Gartner, 

20 J. dt.-poln., m. guten 
5 n der Bienenzucht, 
bstandig, sof, 92/8 

Gartner, 

29 J., dt -poln., sof., oder zum 
1 1. 1992 92/9 
Molkereiverwalter, 

31 J, dt.-poln, sof. 93/4 


Rechnungstührer, Vermes- 
aungsheamter, Holzkaufmann, 
35 J. dt.-poln.-franz., 
safort. 96/1 


Rechnungsfuhrerin, 
21 J sol. 96/3 


Gutssekretarin, 
dt.-poln. i. W. u. Schr., gute 
Schulbildung, m. Korrespon- 
denz u. Buchführung vertr., 
gesetzten Alters, s. Stellung, 
auch als Hausdame, musika- 
lisch, a. m. Benufsichtigung 
der Schularbeiten, sof. - 96/5 


Gutssekretarin, 
dt.-poln, perfekt, so- 
96/6 


28 1, 
fort. 


P.G. Müller, 


Katowice, 
plac Wolnosci 2, 
gegründet 1895, 


alteste Kohlengrosshandlung 
Oberschlesiens empliehlt gute 


Hausbrandkohlen, 
Industriekoblen, 
oberschl. Hüttenkoks 


`o Bau-u.Düngekalk 


wie 


zu konkurrenzlosen Preisen 
und Bedingungen. 


c. osonmi 


